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         „Vielleicht sind manche unter Ihnen, die mich fragen werden oder mich fragen würden,
            wie ich nun über die Zukunft des Rechtsradikalismus denke. Ich halte diese Frage für
            falsch, denn sie ist viel zu kontemplativ. In dieser Art des Denkens, die solche Dinge
            von vornherein ansieht wie Naturkatastrophen, über die man Voraussagen macht wie über
            Wirbelwinde oder über Wetterkatastrophen, da steckt bereits eine Art von Resignation
            drin, durch die man sich selbst als politisches Subjekt eigentlich ausschaltet, es
            steckt darin ein schlecht zuschauerhaftes Verhältnis zur Wirklichkeit. Wie diese weitergehen
            und die Verantwortung dafür, wie sie weitergehen, das ist in letzter Instanz an uns.“
         

         Theodor W. Adorno (Aspekte des neuen Rechtsradikalismus 1967/2019)
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         In diesem Buch bündeln und systematisieren wir Gedanken, Erfahrungen und Erkenntnisse,
            die wir in den vergangenen Jahren im Rahmen unseres von der Deutschen Forschungsgemeinschaft
            geförderten Projekts an der Universität Augsburg in der Auseinandersetzung mit den
            schulpolitischen Positionen der Alternative für Deutschland gewonnen haben. Wir nehmen
            wahr, dass nicht nur in Deutschland und Europa, sondern auch weltweit extrem rechte
            und populistische Akteur:innen in privaten wie öffentlichen Lebensbereichen zunehmend
            an Einfluss gewinnen. Diese Entwicklungen beobachten wir mit Sorge, insbesondere im
            Hinblick auf ihre Auswirkungen auf Schule als gesellschaftliche Institution. Wir sehen,
            dass Schule als Ort demokratischer Bildung, Teilhabe und Anerkennung unter Druck gerät
            und zunehmend delegitimiert wird. Schule ist für uns eine zentrale Institution für
            das ‚Funktionieren‘ demokratischer Gesellschaften. Als Erziehungswissenschaftler:innen
            sehen wir es daher als unsere Aufgabe, die Einflüsse extrem rechter und populistischer
            Parteien auf Schule zu analysieren, mögliche Gegenstrategien zu diskutieren und zugleich
            eine demokratische Positionierung einzunehmen. Uns beunruhigt dabei insbesondere das
            Zusammenwirken unterschiedlicher Akteur:innen, die Wilhelm Heitmeyer, Manuela Freiheit
            und Peter Sitzer treffend als „Rechte Bedrohungsallianzen“ (2020) charakterisieren.
            Diese stellen zentrale Grundwerte demokratischer Gesellschaften in Frage – insbesondere
            die Gleichwertigkeit aller Menschen sowie den Schutz ihrer psychischen und physischen
            Unversehrtheit (Heitmeyer/Freiheit/Sitzer 2020, S. 23).
         

         Dabei ist die Rolle als Wissenschaftler:in für uns nicht von gesellschaftspolitischen
            Entwicklungen sowie Verantwortungen zu trennen, weder fachlich noch persönlich. Mit
            den Worten Klaus Mollenhauers gesprochen: „Die Beschränkung der Wissenschaft auf ihren
            vielzitierten ‚Elfenbeinernen Turm‘ bedeutet nicht nur eine Art Neutralitätsschutz
            gegen politische Einflüsse, die ihre Objektivität gefährden, sondern auch Gleichgültigkeit
            gegenüber gesellschaftlich-politischen Praktiken, die ihr eines Tages den Boden entziehen
            könnten“ (Mollenhauer 1970, S. 51 f.). Dabei geht es weniger um Selbstreferenzialität
            als vielmehr darum, dass die zunehmende Einflussnahme extrem rechter und populistischer
            Akteur:innen sowie die damit verbundene Verbreitung von Fake News, Desinformation
            und strategischer Polarisierung die Legitimität wissenschaftlicher Erkenntnisse in
            Frage stellen. Wenn wissenschaftliche Positionen nicht mehr primär argumentativ, sondern
            ideologisch-strategisch bekämpft werden, geraten zugleich grundlegende Voraussetzungen
            demokratischer Öffentlichkeit und Verständigung unter Druck. Auch deshalb wollen wir
            uns zu diesen Debatten verhalten. Somit wollen wir nicht nur ein „zuschauerhaftes
            Verhältnis zur Wirklichkeit“ (Adorno 1967/2019) einnehmen, sondern unsere Deutungen
            in die Debatte einbringen. Als Wissenschaftler:innen sind wir den Gütekriterien wissenschaftlicher
            Forschung verpflichtet, die jedoch nicht im Widerspruch zur Reflexion gesellschaftlicher
            Mitgestaltung stehen. Gerade vor dem Hintergrund dieser Entwicklungen stellt sich
            für uns die Frage nach der Verantwortung wissenschaftlicher Erkenntnis in besonderer
            Schärfe. Wissenschaftliches Arbeiten bedeutet in diesem Zusammenhang nicht nur Distanz,
            sondern auch Haltung. In diesem Sinne greifen wir auf eine Überlegung von Theodor
            W. Adorno zurück: „Wie diese Dinge weitergehen und die Verantwortung dafür, wie sie
            weitergehen, das ist in letzter Instanz an uns“ (ebd., S. 55). Wir verstehen dies
            als Auftrag, wissenschaftliche Analyse mit gesellschaftlicher Verantwortung zu verbinden.
         

         Als eine der Autor:innen möchte ich, Rita Nikolai, Ralf Herold herzlich danken, der
            mich durch seine kontinuierliche Auseinandersetzung mit dem Leben und Denken des Widerstandskämpfers
            Dietrich Bonhoeffer sowie durch zahlreiche Gespräche über aktuelle gesellschaftliche
            Entwicklungen darin bestärkt hat, in der Auseinandersetzung mit extrem rechten und
            populistischen Akteuren den Glauben an demokratische Werte nicht zu verlieren. Der
            Satz Bonhoeffers, „dem Rad selbst in die Speichen zu fallen“ (Bonhoeffer 1933/2015,
            S. 358), ist für mich dabei ein wichtiger Orientierungspunkt. Die skizzierten Entwicklungen
            beunruhigen mich nicht nur als Wissenschaftlerin, sondern auch als Christin, da die
            Abwertung von Menschen mit meinem Verständnis von Nächstenliebe unvereinbar ist. In
            diesem Zusammenhang begleitet mich die Mahnung der 2025 verstorbenen Shoah-Überlebenden
            Margot Friedländer: „Seid Mensch!“ und „Wir sind alle gleich. Es gibt kein christliches,
            kein muslimisches und jüdisches Blut, es gibt nur menschliches Blut“ (Friedländer
            2025, S. 29, 93).
         

         Ich, Moritz Gawert, danke meiner Partnerin von Herzen dafür, dass sie mir immer mit
            Rat und Tat zur Seite steht, meine Gedanken geraderückt und mit ihren Perspektiven
            stets einen frischen und erkenntnisreichen Blick auf meine Fragen eröffnet. Neben
            diesen inhaltlichen Perspektiven möchte ich für die vielen stärkenden Worte und die
            ermutigende Zusprache danken, die das Denken und Schreiben stets leichter machten.
            Zudem möchte ich auch meinen Nichten und Neffen danken, die dem Nachdenken über Schule
            und Gesellschaft stets Sinn, Gegenwart und Zukunft verleihen.
         

         Unser Dank gilt zudem unseren Kolleg:innen an der Universität Augsburg, insbesondere
            Line Saur, Nina Herrmann, Celine Feldengut, Leonie Walz, Aylin Hellwig, Benjamin Scholz,
            Prof. Dr. Eva Matthes und Dr. Christian Boeser, für den fachlichen Austausch sowie
            die gemeinsame Arbeit in Projekten und Diskussionen. Für bereichernde Gespräche und
            Kooperationen im Rahmen weiterer Projekte und Konferenzen möchten wir außerdem Ph.D.
            Vanesa Romualdo (Argentinien), PD Dr. habil. Matthias Pöhlmann (Deutschland), Dr.
            Friedrich Schollmeyer (Deutschland), Dr. Anja Giudici (Großbritannien), Ph.D. Yoshihiro
            Imoto (Japan), Ph.D. Gregor Mazurkiewicz (Polen), Dr. Philipp Schnell und Dr. Oliver
            Gruber (Österreich) sowie Dr. Cristina Alarcón López (Österreich) hervorheben. Auch
            dem AK Kritische Bildungsforschung fühlen wir uns für zahlreiche inspirierende Impulse
            verbunden. Das Buch entstand im Rahmen eines von der Deutschen Forschungsgemeinschaft
            geförderten Projekts zum Thema „Schulpolitische Vorstellungen der Alternative für
            Deutschland in den Bundesländern: Themensetzungen, Strategien und Begründungen zum
            Umgang mit Heterogenität“ (SAHE) (Förderkennzeichen NI 1371-/6-1).
         

         Besonders bedanken möchten wir uns zudem bei Katrin Schwab, Aylin Hellwig und Leonie
            Walz für ihre vielfältige Unterstützung bei der Erstellung der Grafiken, bei Recherchen
            sowie bei Formatierungs- und Korrekturarbeiten. Zuletzt bedanken wir uns auch herzlich
            bei Konrad Bronberger für das kompetente und schnelle Lekorat und die Betreuung dieses
            Buchs.
         

      
   
      
            1Einleitung

         

         Die Gestaltung von Schule ist ein ideologischer Schauplatz. In der Schule bilden sich
            Kinder und Jugendliche, werden auf eine Beschäftigung im Arbeitsmarkt und Teilhabe
            im Sozialstaat vorbereitet sowie an das Leben in demokratischen Gesellschaften herangeführt.
            Die Mündigkeit der Heranwachsenden gilt dabei als höchstes Ziel schulischer Bildung.
            Diese Aufgaben werden vom Erziehungswissenschaftler Helmut Fend als Qualifizierungs-,
            Integrations-, Allokations- und Enkulturationsfunktion von Schule beschrieben (Fend
            2009). Weitere Zielsetzungen schulischer Bildung formuliert der Erziehungswissenschaftler
            Wolfgang Klafki (2007) mit den Konzepten der Selbstbestimmungs-, Mitbestimmungs- und
            Solidaritätsfähigkeit. Nicht selten geraten diese vielfältigen Ansprüche an Schule
            in Konflikt miteinander bzw. wird um ihre Priorisierung gerungen. Wie Schule gestaltet
            sein soll, um diese Funktionen und Zielsetzungen erfüllen zu können, wird in politischen
            Debatten kontrovers diskutiert. Dabei ist ein Spannungsfeld zu beobachten: Schulpolitische
            Akteur:innen auf der linken Seite des politischen Spektrums sprechen sich zumeist
            für hohe öffentliche Bildungsausgaben, ein integriertes Schulsystem mit längerem gemeinsamen
            Lernen und weniger standardisierte Leistungserhebungen aus. Dagegen favorisieren schulpolitische
            Akteur:innen auf der rechten Seite hohe private Bildungsausgaben, ein mehrgliedriges
            Schulsystem und ein Mehr an standardisierten Leistungserhebungen (Busemeyer 2015).
            Trotz der Debatten um die Struktur eines Schulsystems eint die unterschiedlichen politischen
            Akteur:innen der verschiedenen Spektren das Festhalten an einem westlichen Konsens
            einer liberalen Erziehung.1 (Oelkers 2018, S. 735). Nach Jürgen Oelkers sind Bildungssysteme dann liberal,
         

         
            „wenn sie bestimmte Bedingungen erfüllen, also der Mündigkeit der künftigen Bürgerinnen
               und Bürger dienen, Meinungsfreiheit fördern, sich an den modernen Wissenschaften orientieren,
               einen Pluralismus der Sichtweisen gewährleisten, konfessionsfrei sind und auf dogmatische
               Wahrheiten verzichten“ (ebd., S. 735).
            

         

         Im Sinne Johannes Drerup verstehen wir Bildungssysteme als „zentrale Austragungsorte
            politischer Kontroversen“ (Drerup 2021, S. 17). In Bildungssystemen lernen Schüler:innen
            „normative Grundlagen, Leitorientierungen und -prinzipien und deren Legitimation“
            (ebd.) kennen. Eine liberale Erziehung orientiert sich an einer demokratischen Gesellschaft
            und lehnt autoritative Herrschaftsformen ab. In den letzten Jahren sind jedoch weltweit
            Parteien in Parlamente – ob in Opposition oder auch Regierungen – hineingewählt worden,
            die diesen Konsens in Frage stellen: extrem rechte und populistische Parteien. Prominente
            Beispiele sind dabei die USA (Republikaner unter Präsident Donald Trump), Italien
            (Fratelli d’Italia unter Ministerpräsidentin Georgia Meloni), Argentinien (La Libertad
            Avanza unter Präsident Javier Milei) sowie die Niederlande, in denen die PVV (Partij
            voor de Vrijheid) unter Geert Wilders zwischenzeitlich an einer Regierungskoalition
            beteiligt war, diese jedoch wieder verlassen hat. Extrem rechte und populistische
            Parteien sind somit ein „weit verbreitete[r] Parteientypus“ (Kielmansegg 2025, S. 37).
            In Deutschland ist mit der Alternative für Deutschland (AfD) (Gründungsjahr 2013)
            seit dem erstmaligen Einzug der Partei in Landtage 2014 und seit 2017 im Bundestag
            auf nationaler Ebene eine extrem rechte und populistische Partei vertreten. Auch wenn
            die Partei bis zum Frühjahr 2025 noch an keiner Regierung beteiligt war, beeinflusst
            ihre (außer-)parlamentarische Arbeit schulpolitische Diskurse. Gleichzeitig zeigen
            Wahlumfragen und Wahlen der letzten Jahre, dass die Partei perspektivisch in Regierungsverantwortung
            kommen kann und folglich ihre schulpolitischen Ideen realpolitisch wirksam werden
            können.
         

         Sowohl für Forschende aus unterschiedlichen sozial- und rechtswissenschaftlichen Disziplinen
            – darunter Erziehungswissenschaft, Politikwissenschaft und Rechtswissenschaft – als
            auch für Akteur:innen in der Schulpolitik ist es daher relevant, sich mit extrem rechten
            und populistischen Parteien zu beschäftigen, insbesondere da sie sich in den letzten
            Jahren vermehrt zu schulpolitischen Themen äußern. Dies lässt sich entlang von vier
            Punkten darstellen:
         

         (1) Extrem rechte und populistische Parteien versuchen sich inhaltlich und institutionell
            im Bildungs- und Wissenschaftsbereich zu etablieren und damit (langfristig) Diskurse
            zu prägen. Ihre Versuche, die Grenzen des Denkbaren und Sagbaren zu verschieben, zeigen
            sich exemplarisch in der Debatte um politische Neutralität, die im Februar 2025 von
            der CDU/CSU aufgegriffen wurde (Deutscher Bundestag 2025). Gleichzeitig versuchen
            extrem rechte und populistische Parteien über die Platzierung von Reizvokabeln wie
            „Re-Migration“ oder „Frühsexualisierung“ Diskurse und Narrative zu etablieren. Damit
            verwischen und verschieben diese Akteur:innen Debatten, machen Begriffe „salonfähig“
            (Simon/Thole 2021, S. 228; Andresen 2018, S. 770, 785) und emotionalisieren Debatten
            gezielt (siehe auch Mayer 2024).
         

         (2) Für extrem rechte und populistische Parteien haben pädagogische Themen und Begriffe
            (wie Kinder, Familie, Erziehung, Bildung) ein hohes Mobilisierungspotenzial für potenzielle
            Wähler:innen und bieten die Möglichkeit der Vernetzung mit anderen schulpolitischen
            Akteur:innen. Schule ist ein Thema für alle in der Bevölkerung: sei es durch den eigenen
            Schulbesuch oder/und den der eigenen Kinder sowie anderer Verwandter oder Freund:innen.
            Folglich eignet sich Schule mehr als andere Themen dazu, Sorgen und Ängste bei potenziellen
            Wähler:innen zu schüren.
         

         (3) Erziehung und Bildung sind ein zentrales Element in politischen Bewegungen, „um die
            nächste Generation im eigenen Geiste heranzubilden“ (Jornitz 2020, S. 35). Wer über
            Schule die Kontrolle hat und diese als Bildungsminister:in in einer Regierung gestaltet,
            hat Einfluss auf das Denken und die Einstellungen zukünftiger Wähler:innen.
         

         (4) Schließlich werden pädagogische Theorien und Begriffe immer wieder zur Legitimation
            extrem rechter und populistischer Positionen herangezogen (Simon/Thole 2021, S. 228).
            So werden etwa reformpädagogische Ideen selektiv aufgegriffen und für schulpolitische
            Argumentationen instrumentalisiert. Gerade deshalb ist eine erziehungswissenschaftliche
            Perspektive zentral: Sie ermöglicht es, solche Aneignungen kritisch einzuordnen, ihre
            Verkürzungen offenzulegen und schulpolitische Positionen vor dem Hintergrund demokratischer
            Bildungsziele und der freiheitlich demokratischen Grundordnung zu bewerten.
         

         Auch wenn sich viele dieser Themen in weit mehr Feldern als der Schule beobachten
            lassen (z. B. in der Beratung, in Kindergärten, in Sportvereinen u. v. m.), konzentrieren
            sich die vorliegenden Analysen in unserem Buch auf den Bereich der Schule. Dabei geht
            unsere kritische Auseinandersetzung als Erziehungswissenschaftler:innen mit extrem
            rechten und populistischen Positionen weit über Schule selbst hinaus. Denn Schulbildung
            ist ein Kern demokratischer Gesellschaften. Der Grund hierfür ist die unbedingte Notwendigkeit
            demokratischer Subjekte für das Funktionieren einer Demokratie. Anders ausgedrückt:
            Ohne Demokrat:innen kann es keine Demokratie geben. Doch Demokratie ist nicht anthropologisch
            grundgelegt, sie muss erlernt werden. Für diesen Prozess ist die Schule unabdingbar.
            Der Zusammenhang von schulischer Bildung und dem ‚Einlernen‘ in eine Demokratie ist
            im gesellschaftlichen Diskurs um ‚gute Bildung‘ keineswegs offensichtlich. Insbesondere
            die Ergebnisse der internationalen Schulleistungsstudien PISA (= Programme for International
            Student Assessment) der OECD (= Organisation for Economic Cooperation and Development)
            lösen in Deutschland regelmäßig bei ihrem Erscheinen ein breites mediales Echo aus.
            Dabei werden häufig die Defizite in den Naturwissenschaften, der Mathematik oder der
            Lesekompetenz von Schüler:innen in Deutschland kritisiert. Gleichzeitig verweisen
            die Studien seit Jahren auf die ausgeprägte soziale Selektivität des deutschen Bildungssystems,
            in dem die soziale Herkunft erheblichen Einfluss auf Bildungserfolg und Kompetenzerwerb
            hat. Die bildungspolitischen Reaktionen auf diese Befunde fokussieren häufig eine
            Stärkung messbarer Basiskompetenzen, etwa durch Forderungen nach mehr Mathematik-
            und Deutschunterricht an Grundschulen (Süddeutsche Zeitung 2024). Solche Vorschläge
            haben schulpolitische Legitimität und müssen diskutiert werden, doch sie zielen nur
            auf eine Seite eines Bildungsprozesses und – das ist aus erziehungswissenschaftlicher
            Perspektive geradezu fahrlässig – stellen die demokratiebildende Seite von Bildung
            in den Schatten einer Angst um Basiskompetenzen. Auch wenn keine der Seiten gegeneinander
            ausgespielt werden kann, sondern sie nur im Wechselspiel – also in einer dialektischen
            Denkart von Bildung – diskutiert werden können, gilt es, die Schule als demokratiebildende
            Institution hervorzuheben. Die Schule ist ein Ort, an dem Kinder und Jugendliche fächerübergreifend
            kritische und demokratische Perspektiven erlernen und diese anhand „[e]pochaltypische[r]
            Schlüsselprobleme“ (Klafki 2007, S. 43) diskutieren. Folglich gilt der Grundsatz Wolfgang
            Klafkis: „Bildungsfragen sind Gesellschaftsfragen“ (Klafki 2007, S. 49), und demnach
            ist eine mögliche Umgestaltung des Bildungswesens stets auch eine Frage nach der Aufrechterhaltung
            der demokratischen Verfasstheit eines Landes.
         

         Letztlich bedeutet dieser Umstand, dass wir in der Diskussion über Schule, Bildung
            und Erziehung immer auch die Konstitution unserer Gesellschaft diskutieren. Die Fragen
            nach schulischen Lerninhalten, der Struktur des Schulwesens oder der Zugänglichkeit
            von Schulen und Schulformen gehen am Ende jede und jeden etwas an, da sie die Grundlagen
            für eine Gesellschaft schaffen, in der wir leben (werden). Die Frage danach, wie Schule
            und die darin stattfindenden Bildungsprozesse aussehen sollen, ist immer Spiegel des
            Seins und gleichzeitig Fernglas der Zukunft. Wer im Hier und Jetzt Schulpolitik macht,
            gestaltet die mittelbare Zukunft einer Gesellschaft elementar mit. Aus diesem Grund
            widmet sich das vorliegende Buch der Schulpolitik extrem rechter und populistischer
            Parteien. Wir möchten sichtbar machen, wie die schulpolitischen Zukunftsvorstellungen
            dieser Parteien aussehen, welche Folgen zu erwarten sind und welche möglichen Auswirkungen
            diese auf demokratisch verfasste Gesellschaften haben könnten.
         

         Im Zentrum dieses Buches wird untersucht, wie die AfD als extrem rechte und populistische
            Partei Schulpolitik gestaltet und beeinflusst. Wir analysieren deren Strategien, Mechanismen
            und Auswirkungen ihrer Schulpolitik auf das Schulwesen in Deutschland (bzw. in ausgewählten
            Bundesländern). Leser:innen erhalten ein Verständnis davon, wie die Partei schulische
            Inhalte, Bildungsziele und Schulstrukturen prägt. Zudem werden die Dynamiken und Folgen
            dieser Entwicklungen aufgezeigt sowie Handlungsoptionen formuliert. Das Buch liefert
            eine fundierte Analyse und gibt Impulse für demokratische Bildung und den Umgang mit
            politischen Ideologien im Schulkontext. Da es sich dabei um kein Phänomen handelt,
            das auf den deutschen Kontext beschränkt ist, ergänzen wir diese Perspektive um eine
            international vergleichende Analyse.
         

         Das Buch ist nach der Einleitung wie folgt gegliedert: In Kapitel 2 werden zunächst die theoretischen Grundlagen entfaltet, indem Schule als politisches
            Handlungsfeld extrem rechter und populistischer Akteur:innen konzeptionell eingeordnet
            wird. Zudem werden zentrale Begriffe geklärt, unterschiedliche ideologische Bezugspunkte
            herausgearbeitet sowie Mechanismen politischer Einflussnahme analysiert. Kapitel 3 richtet den Blick auf konkrete Entwicklungen in Deutschland und im internationalen
            Vergleich. Analysiert werden sowohl die schulpolitischen Positionen der Alternative
            für Deutschland als auch schulpolitische Entwicklungen und Einflussnahmen extrem rechter
            und populistischer Parteien in ausgewählten Ländern. Kapitel 4 diskutiert die Folgen dieser Entwicklungen für schulpolitische Diskurse und Steuerungsprozesse
            sowie für die pädagogische Praxis und ordnet diese aus erziehungswissenschaftlicher
            Perspektive ein. Darauf aufbauend werden in Kapitel 5 mögliche Gegenstrategien vorgestellt, die insbesondere die Rolle von Schule als Ort
            demokratischer Bildung stärken. Kapitel 6 schließt das Buch mit einem Ausblick auf zukünftige Entwicklungen und der Rolle von
            Schule in demokratischen Gesellschaften.
         

      
   
      
            2Schule als Handlungsfeld für extrem rechte und populistische Parteien – theoretische
                  Grundlagen

         

      
   
      
               2.1Bildung als kritisch-emanzipatorischer Prozess – ein Vorschlag nach Wolfgang Klafki

            

            Es wäre wohl nicht zu weit gegriffen, zu behaupten, dass jedes Individuum spezielle
               Vorstellungen davon hat, was Bildung ist oder was einen gebildeten Menschen ausmacht.
               Für die einen ist Bildung ein bunter Reichtum an Faktenwissen, für die anderen Weitsicht
               und wieder andere empfinden besonders spitzfindige oder lebenskluge Menschen als gebildet.
               Auch Parteien haben spezifische Vorstellungen davon, was einen gebildeten Menschen
               ausmacht, welche oftmals eine Mischung aus wissenschaftlichen Erkenntnissen und alltäglichen
               Definitionen darstellen. Auch wir werden in diesem Buch oft von Bildung sprechen.
               Wir wollen den Begriff vorab definieren, um klarzustellen, was wir darunter verstehen.
               Gleichzeitig ist damit die Hoffnung verbunden, dass wir eine Schablone liefern, die
               zur Beurteilung der Positionen extrem rechter und populistischer Parteien hilfreich
               sein kann.
            

            Um das, was die AfD unter Bildung versteht, möglichst ganzheitlich zu beleuchten,
               brauchen wir eine gemeinsame Arbeitsdefinition. Zugegeben ist die Frage danach, was
               Bildung nun sei, im Rahmen dieses kleinen Bandes nicht zu beantworten. Vermutlich
               gibt es auf diese Frage so viele Antworten, wie es erziehungswissenschaftliche Perspektiven
               und Positionen gibt. Folglich konzentrieren wir uns auf einen breit rezipierten und
               diskutierten Vorschlag des Erziehungswissenschaftlers Wolfgang Klafki. Dieser ist
               nicht nur aufgrund seiner breiten Akzeptanz ein guter Anhaltspunkt, um die Frage zu
               beantworten. Klafki appellierte als ein Vertreter der sog. kritischen bzw. kritisch-konstruktiven
               Erziehungswissenschaft stets an die gesellschaftliche Verantwortung der Disziplin
               und betonte gleichzeitig die Rolle schulischer Bildung für eine kritische und demokratische
               Gesellschaft. Somit ist die Wahl dieser Definition auch eine Positionierung: für Demokratie,
               Menschenrechte und eine solidarische Gesellschaft. Was meint Klafki also, wenn er
               von Bildung spricht?
            

            Ein erster Ansatzpunkt ist es, sich dem Bildungsbegriff über seine Zielsetzung zu
               nähern. Was soll mit Bildung erreicht werden? Diese Frage referiert auf zwei Aspekte:
               auf einen subjektiven und einen gesellschaftlichen. Heinz-Elmar Tenorth spricht daher
               auch von Bildung zwischen Individualisierung und Vergesellschaftung (Tenorth 2013).
               Klafki formuliert diese Doppelfunktion von Bildung wie folgt: „Bildungsfragen sind
               Gesellschaftsfragen“ (Klafki 2007, S. 49). Diese Formulierung impliziert:
            

            (1) Bildung erfüllt gesellschaftliche Aufgaben, indem sie Menschen befähigt, sich in einer
               spezifischen Gesellschaft zurecht zu finden, zu qualifizieren und zu integrieren.
               Zudem wird im Bildungssystem auch die Zuteilung von Personen zu spezifischen Berufen
               und somit gesellschaftlichen Positionen grundgelegt. In dieser Denkart wird das Bildungssystem
               vor allem in seinen Aufgaben für ein spezifisches Gesellschaftssystem verstanden.
            

            (2) Doch die Formulierung „Bildungsfragen sind Gesellschaftsfragen“ (Klafki 2007, S. 49)
               verweist ebenso auf das transformatorische Potenzial von Bildung. Denn Bildung befähigt
               Menschen zur Mitbestimmung in Gesellschaften und eröffnet Räume zur Veränderung, Emanzipation
               und zum kritischen Nachdenken über das Bestehende. Somit ist Bildung nicht nur funktionaler
               Teil eines Gesellschaftssystems, sondern auch ein möglicher Motor gesellschaftlicher
               Veränderung.
            

            Diese Doppelfunktion von Bildung kann nach Klafki nur dann erfüllt werden, wenn drei
               zentrale Fähigkeiten im Zentrum von Bildungsprozessen stehen: die Selbstbestimmungs-, die Mitbestimmungs- und die Solidaritätsfähigkeit. Unter dem Begriff der Selbstbestimmungsfähigkeit wird die Befähigung verstanden,
               über Themen, Beziehungen, den eigenen Beruf, die Weltanschauung usw. selbst bestimmen
               zu können. Hierzu gehört auch ein grundlegendes Verständnis über Wahlmöglichkeiten,
               Determinanten und Folgen. Der Begriff der Mitbestimmungsfähigkeit verweist auf die
               Notwendigkeit der Verantwortungsübernahme in demokratischen Gesellschaften. Dies scheint
               die logische Folge dessen zu sein, was die CDU-Politikerin Annegret Kramp-Karrenbauer
               (2018) unter der Forderung „Demokratie braucht Demokraten“ (ebd., S. 1) für den Deutschen
               Kulturrat formuliert. Auch Axel Honneth (2012) betont in diesem Zusammenhang die enge
               Verschränkung von Bildung und Demokratie. So versteht er Pädagogik
            

            
               „als Zwillingsschwester der Demokratietheorie […], weil ohne ausgewogene Anleitungen
                  dazu, wie im Kind Kooperationsfähigkeit und moralische Eigeninitiative zugleich zu
                  wecken seien, gar nicht erläuterbar schien, was es heißen sollte, vom gemeinsamen
                  Zusammenwirken in der demokratischen Selbstbestimmung zu sprechen“ (Honneth 2012,
                  S. 430).
               

            

            Die Solidaritätsfähigkeit steht in engem Zusammenhang mit den ersten beiden Fähigkeiten,
               da es dabei um die Befähigung zur Wahrnehmung von Ungleichheiten und Ungerechtigkeiten
               geht, also Umständen, die es anderen nicht ermöglichen, über sich selbst zu bestimmen
               oder Gesellschaft mitzugestalten. Um diesen Forderungen gerecht zu werden, muss Bildung
               immer zweifach ausgerichtet sein: auf das Objekt, also die Aneignung von einem Wissenskanon oder dem Verständnis für grundlegende
               Fragen der Welt sowie dem Subjekt, also dem einzelnen Individuum, welches durch Bildungsprozesse zu einem kompetenten
               und selbstwirksamen Menschen reift. Bildung nach Klafki ist nicht als einfache Kopplung
               dieser beiden Dimensionen zu verstehen, sondern beschreibt den dialektischen – also
               wechselseitigen – Bezug der beiden Dimensionen aufeinander (dies beschreibt Klafki
               als kategoriale Bildung). Dreh- und Angelpunkt dieser Konzeption von Bildung sind
               die sog. epochaltypischen Schlüsselprobleme. Hierzu gehören Fragen wie jene nach Krieg und Frieden, der Umwelt, des Bevölkerungswachstums
               oder Ungleichheiten (für Klafkis gesamten Kanon siehe: Klafki 2007, S. 43–81). Die
               geforderte Konzentration auf solche Problemstellungen steht nicht im Widerspruch zu
               dem, was wir unter Allgemeinbildung verstehen. Vielmehr werden Konzepte der Allgemeinbildung
               sowie das Erlernen basaler Fähigkeiten wie Lesen, Schreiben oder Rechnen dahingehend
               befragt, welchen Mehrwert sie für die Erschließung eben jener Probleme leisten können.
               Sie sind niemals losgelöst von diesen zu verstehen.
            

            Daraus ergibt sich für das vorliegende Buch die zentrale Bedeutung von Schule als
               demokratische Bildungsinstitution. Schule dient nicht allein der Vermittlung von Wissen
               und Kompetenzen, sondern schafft zudem Voraussetzungen für demokratische Mitbestimmung,
               gesellschaftliche Reflexion und die Bearbeitung zentraler Gegenwartsprobleme. Sie
               ist in ihrer Doppelfunktion konstitutiv und konstituierend für eine demokratische
               Gesellschaft, indem durch Bildung demokratische Mitbestimmung ermöglicht wird und
               gleichzeitig durch ein kritisches Bewusstsein Gesellschaft verändert werden kann und
               die zentralen Probleme unserer Zeit adressiert werden können. Somit wird Bildung zu
               einem Angelpunkt der Demokratie, indem sie diese ausbalanciert und gestaltet. Eine
               Demokratie ohne gebildete Subjekte ist nicht denkbar. Gleichzeitig lebt sie davon,
               dass sie durch die kritischen Stimmen aller Bürger:innen stetig neu gedacht und korrigiert
               wird. Ein so gedachtes Verständnis von Bildung sorgt für eine Balance zwischen demokratischer
               Stabilisierung und kritischer Irritation. Nun handelt es sich hierbei um die Konstruktion
               eines Idealtypus. Ob und in welchem Maße sich ein solches Bildungsverständnis in der
               gegenwärtigen Bildungslandschaft realisiert, bedarf einer gesonderten Betrachtung.
               Entscheidend für unseren Gedankengang ist jedoch die Bestimmung von Bildung als unverzichtbarem
               Bestandteil demokratischer Gesellschaften.
            

            Die Schule ist als gesetzlich verankerte Bildungsinstitution ein wichtiger Bestandteil
               dieser Überlegungen. Dennoch gilt es ebenso hervorzuheben, dass ein großer Teil der
               Lernprozesse außerhalb der Schule stattfindet (hierzu: Brügelmann 2015; Dohmen 2001),
               und die Schule allein als entscheidende Weichenstellung der Demokratie zu betrachten,
               eine deutliche Überschätzung der schulischen Einflussmöglichkeiten wäre. Eine solche
               Form der Pädagogisierung gesellschaftlicher Probleme läuft nicht nur Gefahr, die Pädagogik
               als Praxis wie Wissenschaft zu überfordern, sondern kann ebenso dazu führen, die ursächlichen
               Problemlagen aus dem Blick zu verlieren (Tröhler 2021). So ist die Schule mit Klafki
               als eine wichtige Institution von und für die Demokratie zu beschreiben, die neben
               vielen anderen Faktoren wie der Familie, der Peer-Group oder (sozialen) Medien eine
               wichtige Instanz für die Herausbildung eines kritisch-demokratischen Bewusstseins
               einnimmt. Wie im weiteren Verlauf des Buches sichtbar (werden) wird, ist die Schule
               allerdings ebenso ein Ort, an dem um die genaue Ausgestaltung dieser Idee gestritten
               wird. Der demokratische Auftrag von schulischer Bildung ist dieser in keiner Weise
               eingeschrieben, sondern wird erst durch die Rahmungen des Lernens und Lehrens, des
               Zusammenlebens und der Zielsetzungen schulischer Bildung ausgeformt. Die Schule wird
               durch ihre Ausrichtung zu einer demokratischen Institution gemacht und folglich besteht
               ebenso die Möglichkeit, dass sie sich durch schulpolitische Entscheidungen von ihrem
               demokratischen Auftrag entfernt. Wie die Analysen des Buches aufzeigen werden, steht
               diese Ausrichtung der Schule aktuell vermehrt zur Diskussion. Dabei stellen die Ideen
               und Positionierungen extrem rechter und populistischer Akteur:innen zunehmend den
               grundlegenden Konsens demokratischer Schulbildung in Frage. Eine Auseinandersetzung
               mit diesen Positionen ist dementsprechend nicht nur eine Frage nach der Ausrichtung
               von Unterrichtsinhalten, schulischer Selektion oder Wirtschaftlichkeit, sondern ebenso
               nach der Verfasstheit und zukünftigen Ausgestaltung der Demokratie als tragendes Prinzip
               einer Gesellschaft.
            

            
               
                  KURZ GESAGT: Schulische Bildung ist ein wichtiger Faktor für den Erhalt und die konstruktive Weiterentwicklung
                     einer demokratischen Gesellschaft. Dem Erziehungswissenschaftler Wolfgang Klafki folgend
                     zielt Bildung auf ein selbstbestimmtes, mitbestimmendes und solidarisches Subjekt,
                     welches sich kritisch in einer Demokratie engagiert. Der Schule als Bildungsinstitution
                     kommt folglich eine wichtige gesellschaftliche Aufgabe zu. Durch die Aushandlungen
                     darüber, wie Schule gestaltet werden soll, kann diese Aufgabe gestärkt oder geschwächt
                     werden.
                  

               

            

            Im Buch sprechen wir von extrem rechten und populistischen Akteur:innen und Parteien
               bzw. benennen die Partei AfD als eine solche. Diese Charakterisierung soll im Folgenden
               begründet werden.
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